
Bundessoziolgerichl

1 ; 3523115_3_ Im Namen des Volkes
In dem Rechßsheif

- ‘

Verkündet am
150 Fehro 1966

Beklagte und Revisionéklägerin9

g e g e n

Kläger und Revisionsbeklagter9

Prozeßbevollmäghjigje;ß

hat der ll° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 150 Februar 1966 durch

Senatspräsident Dro H a u e.i s e n

— Vorsitzender —
Bundesrichterin Dr„ S c h w a r z

Bundesrichter S o n n e n b e r g
Bundessozialrichter DroF r i t z e m e y e r

Bundessozialrichter R u n d g e b u r t

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom
170 Juli 1965 wird insoweit aufgehoben, als die Be—

rufung des Klägers nicht zurückgewiesen worden ist;

insoweit wird die Sache zu neuerEntscheidung an das

Landessozialgericht zurückverwieseno
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Der Kläger war freiwillig bei der Beklagten versicherto

Am 250 Februar 1955 zeigte er der Beklagten den Verlust

der Versicherungskarte Nro 9 an und beantragte‚ diese

Versicherungskarte zu ersetzen; er behauptete9 die Ver-

sicherungskarte habe je sechs Marken zu 259— DM für

1950und für 1951sowie sechsMarkenzu 55,—DMfür 1952
genthalten; zum Beweis hierfür legte er Postquittungen

vom 310 Dezember 1953 über den Erwerb von zwölf Bei—
_tragsmarken der Klasse VII und vom 220 Januar 1954 über

den Erwerb von sechs Beitragsmarken der Klasse X vor()

Mit Schreiben vom 80 Dezember 1955 lehnte die Beklagte

den Ersatz der Versicherungskarte ab? am 290 Januar 1956

bestätigte sie die Ablehnung und erteilte dem Kläger

eine Rechtsmittelbelehrungo Der Kläger erhob Wider—

spruch° In einem neuen Bescheid vom 270 Juni 1957 lehn—
te die Beklagte den Antrag wiederum abo Widerspruch und

Klage waren ohne Erfolg (Widerspruchsbescheid vom

250 November 1957; Urteil des Sozialgerichts +SG+ Mün-
chen vom 270 April 1961)° Im Berufungsverfahren machte
der Kläger geltend, die Versicherungskarte habe noch

weitere sechs Marken zu 25‚— DM für das Jahr 1951 als

Höherversicherungsbeiträge enthaltene Durch Urteil vom

170 Juli 1963 hob das Bayerische Landessozialgericht

(LSG)das Urteil des se‚ die Béscheideder Beklagten
vom 80 Dezember 1955 und vom 270 Juni 1957 und den Wie
derspruchsbescheid auf und verurteilte die Beklagte9

die verlorene Versicherungskarte Nr° 9 mit zwölf Bei—

trägen zu 25,— DM für 1951 und sechs Beiträgen zu
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55‚— DM für 1952 zu ersetzen; im übrigen wies es die Be—

rufung zurücko Es führte aus? der Sachverhalt sei nach dem

Recht zu beurteilen9 das bei Eintritt der rechtserheblichen

Tatsachen gegolten habe, hier also nach der auf Grund von

5 174 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) — in der

bis 510 Dezember 1956 maßgebenden Fassung (aoFo) — erlasse— V

nen Beitragsordnung der Angestelltenversicherung vom 210 No—

vember 1924, nicht nach 5 135 AVG noFo; nach 5 26 der Beitrags-

ordnung genüge9 wenn die Versicherungskarte nicht mehr vor—

handen sei, auch für freiwillige Beiträge die Glaubhaftma-

chung; der Kläger habe den Erwerb von zwölf Beitragsmarken

zu 25‚— DM für 1951 und von sechs Beitragsmarken zu 55,— DM

für 1952 nachgewiesen9 er habe auch glaubhaft gemacht? daß

er diese Beitragsmarken ordnungsgemäß eingeklebt habeo Nicht

glaubhaft gemacht habe der Kläger die Entrichtung von sechs

Höhervcrsicherungsbeiträgen zu 25,— DM für 19510 Das LSG ließ

die Revision zuo Das Urteil wurde der Beklagten am 40 Okto—

ber 1963 zugestellto ' * '

Am 280 Oktober 1963 legte die Beklagte Revision ein? sie
beantragte, ‘

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Klage in vollem Umfang abzuweisen9

hilfsweise9

das angefochtene Urteil aufzuheben und den Rechts?

streit zur erneuten Entscheidung an das LSG zurück-
zuverweisen°

Nach Verlängerung der Revisionsbegründungsfrist begründete

die Beklagte die Revision am 21° Dezember 1963: Das LSG habe

zu Unrecht die Beitragsordnung von 1924 angewandt, diese Bei—

tragsordnung sei zusammen mit der Vorschrift des @ 174 AVG

aoFo‚ auf der sie beruht habe? nach Art() 5 5 2 des Angestell—
tenversicherungs-Ncuregelungsgesetzes (AnVNG) zum 10 Januar 1957
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außer Kraft getreten; da der Widerspruchsbescheid im

Jahre 1957 erlassen worden sei‚ sei 5 135 Abs° 2 AVG

nF maßgebend‚ nach dieser Vorschrift müsse die Beitrags—

leistung naghgewiggen sein; dies bestätigten auch die

finzwischen ergangcnen Verwaltungsvorschriften zu 5 155

ÄAVGn„F„ vom270Mai 19640Eine Berücksichtigungglaub—
haft gemachter Tatsachen sei nur im Rahmen des 5 53 AVG
und der auf dieser Vorschrift beruhenden Verordnung vom

3° März 1960 zulässig, diese Verordnung könne im vor—
liegenden Fall nicht angewandt werden9 weil sie sich auf

Versicherungszeiten vor dem 10 Januar 1950 beschränkeo

Im übrigen habe schon nach dem vor dem Inkrafttreten des

AnVNG und der Verordnung vom 30 März 1960 geltenden
Recht eine Glaubhaftmachung von Beitragszeiten mit Rück—

sicht auf 5 6 des Fremdrenten— und Auslandsrentengesetzes

vom 70 August 1953 (FredeG) nur für Beiträge ausge—

reicht, die noch an die Reichsversicherungsanstalt für

Angestellte (RfA) als einen stillgelegten Versicherungs—

träger entrichtet worden seien() 5 26 Abs° 1 Satz 5 der
Beiträgeordnung habe sich nur auf die Glaubhaftmachuhg

. von Pflichtbéiträgen unter Beschränkung auf die dort

genannten Beweisuhterlagen bezogen, bei Fehlen dieser

Beweisunterlagen und insbesondere für freiwillige Bei—

träge sei auch nach der Beitragsordnung gemäß 5 26

Abs° 1 Satz 1 für den Kartenersatz ein Nachweis erfor-

derlich geweseno Es komme auch nicht darauf an? daß der

Kläger den Ersatz der Versicherungskarte schon im Jah—

re 1955 beantragt habe; da er eine Anfechtungsklage in

Verbindung mit einer Verpflichtungsklage erhoben habe‚ '

sei das Recht maßgebend, das im Zeitpunkt der gericht-

lichen Entscheidung gelte9 mindestens aber das Recht?
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das bei Erlaß des Widerspruchsbescheides gegolten habe und

keinesfalls das Recht‚ das zur Zeit des mit dem Widerspruch

angefochtenen Bescheides maßgebend gewesen sei° Schließlich

‚habe das LSG auch den Begriff der Glaubhaftmachung verkannt°

Der Kläger beantragte9

die Revision zurückzuweiseno

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig (@@162 Abs„ 1 Nro 1,

164 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)7sie ist auch begründete

Das LSG hat die Rechtslage zu Unrecht nach 5 26 der Beitrags—

ordnung der Angestelltenversicherung
vom 210 November 1924

(RGB10 19 745) i„d„F„ der Verordnung vom 250 März 1939 (BGBl I,
655) beurteilt°

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom

270 Juni 1957 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom

250 November 19570 Die Beklagte hat zwar den Antrag des Klägers

vom 250 Februar 1955 auf Ersatz seiner Versicherungskarte Nro 9
(der "Gebrauchskarte") erstmals mit dem Bescheid vom 80 Dezember

1955/29o Januar 1956 abgelehnto Sie hat aber dann auf Grund des

vom Kläger erhobenen Widerspruchs die Sach— und Rechtslage er«

heut geprüft und dem Kläger unter Berücksichtigung seines neuen
Vorbringens am 270 Juni 1957 einen neuen, wiederum ablehnenden

Bescheid (Zweitbescheid) erteilt; der Bescheid vom 80 Dezem—
ber 1955/29° Januar 1956 ist damit gegenstandslos geworden‚ im

Widerspruchsverfahren ist zu Recht nur über den Bescheid vom

270 Juni 1957 entschieden worden„ Bei Erlaß des Bescheides vom
270 Juni 1957 und des Widerspruchsbescheides vom 250 NoVember 1957
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hat die Rechtslage von der Verwaltung nach dem Recht

beurteilt werden müssen‚ das damals gegolten hat; es
ist nicht darauf angekommen, wie die Rechtslage in dem

Zeitpunkt gewesen ist‚in dem der Kläger.nach seinen An—

gaben die Versicherungskarte verloren und den Verlust

angezeigt hat° Der angefochtene Bescheid vom 270 Juni 1957

in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 250 Novem—

ber 1957 ist ein Verwaltungsakt ohne Dauerwirkung ge—

wesen° Der Kläger hat im vorliegenden Falle neben der

Aufhebung des angefochtenen Bescheides auch die Verur—

teilung der Beklagten zur Ausstellung einer Ersatzkarte

begehrto Ob sein Begehren als eine Aufhebungsklage ioVoma

einer Verpflichtungsklage (@ 54 Abso 1 SGG) oder als eine

Aufhebungsklage ioVomo einer Leistungsklage anzusehen

ist (@ 54 Abso 4 SGG), kann dahingestellt bleiben° In
jedem Falle hat das LSG seiner Beurteilung die Rechts-

lage zugrundelegen müssen9 die im Zeitpunkt seiner Ent—

scheidung bestanden hata Im Zeitpunkt der Entscheidung

des LSG hat9 ebenso wie schon bei Erlaß des angefochtenen

Bescheides vom 270 Juni 1957 und des Widerspruchsbeschei—

des, die Vorschrift des 5 174 AVG aoF° nicht mehr gegol-

ten (vgl° Art0 3 5 2 AnVNG), sie ist mit dem Inkrafttre-

ten des AnVNG am 10 Januar 1957 durch 5 135 AVG nJ3‘o er—'
setzt wordenc Damit hat das LSG seine Entscheidung aber

auch nicht mehr auf @ 26 der Beitragsordnung stützen dür—}

fen° Es trifft zwar nicht zu‚ daß? wie die Beklagte meint9

diese Beitragsordnung schon deshalb nicht mehr hat ange—
wandt werden dürfen, weil die Ermächtigungsvorschrift

des 5 174 AVG aoFo‚ auf der sie beruht hat? weggefallen
ist; es ist nur erforderlich, daß die Ermächtigung zum
Erlaß einer Rechtsverordnung im Zeitpunkt des Erlasses

bestanden hat; fällt die Ermächtigung infolge einermk
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Änderung der Gesetzgebung später weg, so Wird dadurch nicht

"von selbst" auch die Rechtsverordnung unwirksam (vglo Maunz-

Dürig‚ Kommentar zum Grundgesetz —GG—,Anmo I, 5‚ Rand—Nr° 12

zu Art„ 80 GG)O Entgegen der Meinung der Beklagten sind.auch

nicht schon deshalb alle Vorschriften der Beitragsordnung "ent—

gegenstehende Vorschriften" im Sinne von Arto 3 5 2 AnVNG9 weil

@ 174 AVG aoFo eine dem 5 135 AVG nF entgegenstehende Vorschrift

ist (zu vergleichen auch 55 34 Nr° 109 35 der auf Grund von
@ 135 AVG noFo erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über

Versicherungskarten und Aufrechnungsbescheinigungen in der Ren—
tenversicherung der Arbeiter und der Rentenversicherung der An-

gestellten —VVA—vom 270 Mai 1964, Beilage zum Bundesanzeiger

Nr° 99 vom 3° Juni 1964, in Kraft seit 40 Juni 1964)° Soweit die

Beitragsordnung Vorschriften enthalten hat9 die "entgegenstehen-

de Vorschriften" im Sinne von Art° 5 @ 2 AnVNG gewesen sind,sind

aber jedenfalls diese Vorschriften schon zum 10 Januar 1957 außer

Kraft getreten° Eine solche dem neuen Recht entgegenstehende Vor—
schrift ist @ 26 Abs° 1 Satz 5 der Beitragsordnung gewesen, der

die Glaubhaftmachung des Inhalts der Versicherungskarte zugelas—

sen hat; denn nach 5 135 Abs° 2 AVG dürfen bei Verlust der Ver—
sicherungskarte seit 10 Januar 1957 nur "nachgewiesene" Beiträge.

(und Arbeitsentgelte) in die Ersatzkarte übertragen werdeno @ 26

Abs° 1 Satz 3 der Beitragsordnung ist auch nicht deshalb im Zeit—

punkt der Entscheidung des LSG noch anzuwenden gewesen9 weil da—

gesehenen allgemeinen Verwaltungsvorschriften noch nicht ergangen

gewesen sindo Auch sehon vor Erlaß der VVA ist davon auszugehen

gewesen, daß diese Verwaltungsvorschriften nur "das Nähere über

das Verfahren" betreffen9 daß sie die materielle Rechtslage, die

sich aus 5 135 Abso 2 AVG noFo ergibt, aber nicht ändern können
und daß sie den Ersatz von Gebrauchskarten damit nicht an weniger

strenge Anforderungen knüpfen dürfen als dies im AVG selbst vor—

gesehen ist° @ 135 Abs° 2 AVG betrifft, wie sich aus Abs° 1 Satz 1
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dieser Vorschrift ergibt9 nicht Beitragszeiten‚ die unter

‚die Regelung des 5 33 Abso 3 AVG fallen; auf Grund von
5 33 Abs() 3 AVG (gleichlautend @ 1256 Abso 3 der Reichs—

versicherungsordnung —RVO—und 5 55 Abso 3 des Reichs—

knappschaftsgesetzes) ist die "Verordnung über die Fest-

stellung von Leistungen aus den gesetzlichen Rentenver—

sicherungen bei verlorenen9 zerstörten‚ unbrauchbar ge—

wordenen oder nicht erreichbaren Versicherungsunterlagen"

(VnVO) vom 30 März 1960 (BGBl I9 137 — ergänzt durch die

VO vom 220 Dezember 1965 —BGBl I 2139) — erlassen worden„

Sie hat hier nicht angewandt werden können9 weil sie sich

grundsätzlich nur auf Zeiten vor dem 10 Januar 1950 he“

zieht (@ 9 Abs„ 1)° Diese Verordnung ist für den vorlie—

genden Fall aber deshalb bedeutsam? weil sich auch aus

ihr ergibt, daß seit dem Inkrafttreten des 5 135 AVG nF

eine Glaubhaftmachung des Inhalts einer verlorenen Ver—

sicherungskarte aus der Zeit nach 1949 für den Ersatz

nicht mehr ausreichen kann„ Während nämlich nach @ 135

Abs° 2 AVG n„Fo (= 5 1413 Abs„ 2 BVD noFo) bei Verlust
der Versicherungsunterlagen nur “nachgewiesene" Beiträge

(und Arbeitsentgelte) berücksichtigt werden dürfen; läßt

die VnVO—als Ausnahme von dieser Regelung - für die Be—

rücksichtigung des Inhalts nicht mehr vorhandener oder

nicht mehr brauchbarer Versicherungsunterlagen die Glaub—

haftmachung zu, sofern es sich um Beitragszeiten vor dem

10 Januar 1950 handelt (vgl° @1 Abs„ 1 Satz 1 und Satz 29
@@109 11 VnVO; sie hat damit "Beweiserleichterungen"
für den Ersatz von Versicherungsunterlagen geschaffen,

die'länger zurückliegende Beitragszeiten betreffeno

Nach @ 3 VnVO werden jedoch — in der Regel— solche nur
glaubhaft gemachten Beitragszeiten lediglich mit fünf

Sechstel als Beitragszeiten angerechnet9 weil von.
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vornherein berücksichtigt werden ist, daß erfahrungsgemäß

nicht alle Zeiten lückenlos mit Beiträgen belegt sind; auch
ldie VnVO läßt also in der Regel die Berücksichtigung nur

glaubhaft gemachter Beitragszeiten nicht in vollem Umfange

zu„ Es wäre nicht mit demin 5 135 Abso 2 AVGnero (=. 5 1413
Abs° 2 BVD noFo) aufgestellten Grundsatz und mit dem Sinn

und Zweck der VnVO als einer Ausnahme von diesem Grundsatz

vereinbar9 wenn bei Verlust der Versicherungskarte nur

glaubhaft gemachte Beitragszeiten, die nicht unter die gün-

stigere Regelung der VnVO fallen9 trotzdem besser (nämlich

voll) zu berücksichtigen wären als die Zeiten, die nach der

VnVO zu beurteilen sind„ Die Voraussetzungen, unter denen

nach den 55 l, 6 FredeG beim Fehlen von Versicherungsun-

terlagen nur glaubhaft gemachte Beitragszeiten berücksich—

tigt werden dürfen, liegen bei dem Kläger unstreitig nicht

VOT„

Im vorliegenden Fall, in dem das seit 10 Januar 1957 geltende

Recht anzuwenden ist, hat deshalb die Beklagte die verlorene

Versicherungskarte Nro 9 nur ersetzen können, wenn der Kläger
die behaupteten Beitragszeiten nachgewiesen hate Das LSG hat

sich zu Unrecht damit begnügt, daß der Kläger diese Beitrags—
zeiteh glaubhaft gemacht hato Das Urteil des LSG ist daher

aufzuheben, es kommt nicht darauf an, ob das LSG den Begriff

der Glaubhaftmachung richtig ausgelegt hat und ob das Gesamt—

ergebnis des Verfahrens für eine Glaubhaftmachung ausreichend

gewesen isto In der Sache selbst kann der Senat nicht ent—

scheideno Das LSG hat zwar — wie sich aus dem "Tatbestand?
des Urteils ergibt — auf Grund der vorgelegten Postquittun-

gen als "nachgewiesen" angesehen9 daß der Kläger im Dezem—

ber l955 zwölf Beitragsmarken der Klasse VII zu 25‚— DM und

im Januar 1954 sechs Beitragsmarken der Klasse X zu 55‚— DM

gekauft habe (in den "Entscheidungsgründen" hat das LSG
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offensichtlich unrichtig ausgeführt; der Kläger habe die

' Beitragsmarken "im Jahre 1952" gekauft)o Das LSG hat
(aber, weil es zu Unrecht die G1aubhaftmachung der Bei—

tragsentrichtung für ausreichend gehalten hat9 keine

Ermittlungen darüber angestellt, ob Tatsachen vorliegen‚

die zum Nachweis dafür dienen können9 daß der Kläger
gdie erworbenen Beitragsmarken überhaupt und-gegebenene

"fa115 für welche Zeiten er sie durch Einklebén in die
Versicherungskarte verwertet hate Der Senat darf inso—

weit Ermittlungen nicht anstellen‚ die Sache ist des—

_
halb zu neuer Entscheidung an das LSG zurückzuverwei—

seno Das LSG hat bei dieser Entscheidung nunmehr die

55 22 ff VVA, insbesondere 5 25 VVA zugrunde zu legeno
Es wird dabei zu berücksichtigen haben? daß nach 5 155

Abs° 2 AVG in Verbindung mit den 55 22 ff VVA bei Ver—

lust der Gebrauchskarte eine Ersatzkarté auszustellen

ist, in die "nachgewiesene Beiträge" (und Arbeitsent-

gelte) beglaubigt zu übertragen sind; seine Ermittlun—

gen werden sich deshalb auch darauf erstrecken müssen,

für welche Zeiten die Beiträge nachweislich entrichtet

werden sind; in dem aufgehobenen Urteil ist das LSG —
unter dem Gesichtspunkt der Glaubhaftmachung — ohne er—
sichtlichen Grund davon ausgegangen? die Versicherungs—

karte Nro 9 habe (außer den sechs Beitragsmarken zu
55‚— DM für 1952) zwölf Beiträge zu 25,— DM für 1951

(dagegen nicht sechs weitere Beiträge "als Höherver—
sicherung" für 1951) enthalten, während der Kläger stets

'vorgetragen hat, die Karte habe sechs Beitragsmarken zu
25,— DM für 1959, sechs Beitragsmarken für l951 (und die
sechs weiteren Beiträge für 1951 "als Höherversicherung“

sowie die sechs Beitragsmarken für 1952) enthaltene

Wenn die Angaben des Klägers zugrunde gelegt werden9

_
11-
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wären aber die freiwilligen Beiträge für 1959_‚ die der
Kläger frühestens am 310 Dezember 1953 (dem Tage des Er—

werbs der zwölf Beitragsmarken
zu 25‚— DM) entwertet ha—

ben könnte, unwirksam gewesen (@ 190 AVG aF ioVomo @ 1442
Abs° l RVO al?)()

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließen-

den Urteil vorbehalten°
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